
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Corona-Pandemie: Erweiterung der 
Hilfen für betroffene Unternehmen

Deutschland befindet sich wieder im 
Lockdown und erneut sind unzählige Un-
ternehmen direkt oder indirekt von den 
Schließungen betroffen. Andere Unterneh-
men befinden sich bereits seit Monaten im 
„Krisenmodus“. Das Bundesfinanzminis-
terium hat kürzlich bekanntgegeben, dass 
die Corona-Hilfsmaßnahmen für die kri-
sengeschüttelten Unternehmen erweitert 
werden. Die umfassenden Ausführungs-
bestimmungen, die sich oft kurzfristig än-
dern, machen es leider schwierig, auf die 
Corona-Hilfen im Rahmen dieser Mandan-
teninformation konkret einzugehen. Aus-
führliche Informationen finden Sie auf der 
Website www.ueberbrueckungshilfe-un-
ternehmen.de, die das Bundeswirtschafts- 
und das Bundesfinanzministerium laufend 
aktualisieren. Auch der Steuerberaterver-
band Westfalen-Lippe bietet eine umfas-
sende Übersicht über die Hilfsmaßnahmen 
(www.stbv.de). Zum Zeitpunkt des Redak-
tionsschlusses dieser Mandanteninfor-
mation hat das Bundesfinanzministerium 

zu den aktuellen Hilfspaketen Folgendes 
verkündet:

- Es gibt zum einen die Novemberhilfe. 
Sie unterstützt die von den temporären 
Schließungen direkt, indirekt und mittel-
bar betroffenen Unternehmen, Betriebe, 
Selbstständigen, Vereine und Einrichtun-
gen. Diese Hilfe wird nun - aufgrund der 
Verlängerung der Schließungen bis zum 
10. Januar 2021 - als Dezemberhilfe für die 
Dauer der Schließung im Dezember 2020 
im Rahmen der Vorgaben des EU-Beihilfe-
rechts verlängert.

- Zum anderen gibt es die Überbrückungs-
hilfe III. Sie unterstützt Unternehmen, So-
loselbstständige sowie Freiberuflerinnen 
und Freiberufler, die besonders stark von 
der Corona-Krise betroffen sind. Dabei 
handelt es sich um Zuschüsse, die nicht 
zurückgezahlt werden müssen. Die Über-
brückungshilfe II läuft derzeit noch bis zum  
31. Dezember 2020. Anträge hierfür können 
rückwirkend bis 31. Januar 2021 gestellt 
werden. Das Programm wird als Überbrü-
ckungshilfe III bis Ende Juni 2021 verlängert 
und deutlich erweitert. Für Unternehmen 
mit starken Umsatzrückgängen wurde der 
Förderhöchstbetrag pro Monat auf 200.000 
Euro erhöht. Die Überbrückungshilfe III gilt 

auch für Unternehmen, die von den Schlie-
ßungen ab 16. Dezember 2020 betroffen 
sind. Für sie gilt ein Förderhöchstbetrag 
von 500.000 Euro pro Monat.

- Die neue Überbrückungshilfe III umfasst 
auch die so genannte „Neustarthilfe für 
Soloselbstständige“. Damit soll der beson-
deren Situation von Soloselbstständigen, 
insbesondere Künstlerinnen und Künstlern 
sowie Kulturschaffenden, Rechnung getra-
gen werden. Sie erhalten künftig eine ein-
malige Betriebskostenpauschale von bis zu 
5.000 Euro für den Zeitraum bis Ende Juni 
2021 als steuerbaren Zuschuss.
Dazu wird die bisherige Erstattung von 
Fixkosten ergänzt um eine einmalige Be-
triebskostenpauschale (Neustarthilfe). 
Damit können Soloselbstständige, die im 
Rahmen der Überbrückungshilfen III sonst 
keine Fixkosten geltend machen können, 
aber dennoch hohe Umsatzeinbrüche hin-
nehmen mussten, einmalig 25 Prozent des 
Umsatzes des entsprechenden Vorkrisen-
zeitraums 2019 erhalten. Die Neustarthilfe 
ist aufgrund ihrer Zweckbindung nicht auf 
Leistungen der Grundsicherung u.ä. an-
zurechnen. Es handelt sich um einen un-
bürokratischen und schnellen Zuschuss, 
der - wenn die Antragsvoraussetzungen  
vorliegen - nicht zurückzuzahlen ist.
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- Weiterhin soll es - außerhalb der Über-
brückungshilfe III - einen Sonderfonds für 
Kulturveranstaltungen geben. Zu diesem 
Sonderfonds werden derzeit die Details 
erarbeitet. 

- Den KfW-Schnellkredit können künf-
tig auch Unternehmen mit bis zu zehn 
Beschäftigten nutzen. Auf diesem Weg 
können Unternehmen in geordneten wirt-
schaftlichen Verhältnissen bei ihrer Haus-
bank zügig einen Kredit in Höhe von bis zu 
300.000 Euro erhalten, abhängig vom Um-
satz im Jahr 2019. Eine Kreditrisikoprüfung 
findet nicht statt, der Bund übernimmt 
dafür das vollständige Risiko und stellt die 
Hausbanken von der Haftung frei.

- Beschlossen wurde auch, dass weiterhin 
„coronabedingte“ Stundungen von Steu-
erzahlungen im vereinfachten Verfahren 
möglich sind, und zwar für die Zeit bis zum 
30. Juni 2021. Der Antrag muss aber bis zum 
31. März 2021 gestellt werden.

Umsatzsteuer: Finanzverwaltung klärt 
viele Zweifelsfragen zu Gutscheinen

Zum 1. Januar 2019 wurde die Gut-
schein-Richtlinie der EU in nationales 
Recht umgesetzt. Seitdem unterscheidet 
der Gesetzgeber umsatzsteuerlich zwi-
schen so genannten Einzweck- und Mehr-
zweck-Gutscheinen. Nun hat das Bundes-
finanzministerium viele Zweifelsfragen 
zur Behandlung von Einzweck- und Mehr-
zweck-Gutscheinen geklärt (BMF-Schreiben 
vom 2.11.2020, III C 2-S 7100/19/10001 :002; 
und vom 4.11.2020, III C 2-S 7030/20/10009 
:016).

Was ist überhaupt ein „Gutschein“?
Gutscheine sind solche „Instrumente“, die 
anstelle einer regulären Geldzahlung als 
Gegenleistung für einen Kauf oder eine 
sonstige Leistung verwendet werden kön-
nen. Gutscheine können körperlicher Art 
sein (z. B. Papierdokumente oder Plas-
tikkarten) oder in elektronischer Form 
bestehen. Ein Gutschein kann auch dann 
vorliegen, wenn sein Wert nicht zur voll-
ständigen Begleichung der Leistung aus-
reicht und der Gutscheininhaber eine Zu-
zahlung leisten muss. Keine Gutscheine in 
diesem Sinne sind zum Beispiel Briefmar-
ken, Fahrscheine, Eintrittskarten für Kinos 
und Museen. Kann das Zahlungsinstrument 
jederzeit und voraussetzungslos gegen 
den ursprünglich gezahlten bzw. den noch 
nicht verwendeten Betrag zurückgetauscht 
werden, ist von einer Guthabenkarte im 
Unterschied zu einer Gutscheinkarte und 
damit von einem bloßen Zahlungsmittel 
auszugehen. 

Beispiel: 
Ein Kunde erwirbt bei einem Kfz-Händler 

einen „Gutschein“, der ihm die Lieferung 
eines konkreten, seinen individuellen 
Wünschen entsprechenden Fahrzeugs zu-
sichert, allerdings gleichzeitig eine Ver-
pflichtung zur Abnahme des Kfz vorsieht. 
Ein späterer Umtausch, eine Barauszahlung 
oder eine Übertragung des „Gutscheins“ 
auf einen anderen Verkäufer bzw. Käufer 
ist ausgeschlossen. Hier gilt: Es liegt kein 
Einzweck-Gutschein, sondern eine Anzah-
lung vor. 

Folgen der Unterscheidung zwischen 
Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen
Bei Einzweck-Gutscheinen entsteht die 
Umsatzsteuer bereits bei Ausgabe des 
Gutscheins; die spätere Einlösung ist nicht 
relevant. Folglich bleibt es auch bei dem 
Steuersatz, der im Zeitpunkt der Ausstel-
lung des Gutscheins maßgebend war. Bei 
Mehrzweck-Gutscheinen, also reinen Wert-
gutscheinen, steht noch nicht fest, welche 
Waren oder Dienstleistungen erworben 
werden. Bei dieser Art von Gutscheinen un-
terliegt erst die tatsächliche Lieferung bzw. 
die tatsächliche Ausführung der Leistung 
der Umsatzsteuer, die Besteuerung wird 
also erst bei Einlösung des Gutscheins, 
nicht schon bei dessen Ausgabe durchge-
führt. Folglich ist auch der Steuersatz bei 
Einlösung maßgebend.

Einzweck-Gutscheine
Ein Einzweck-Gutschein ist dadurch ge-
kennzeichnet, dass der Leistungsort und 
die geschuldete Umsatzsteuer bei dessen 
Ausgabe im Prinzip feststehen. Für die An-
nahme eines Einzweck-Gutscheins ist die 
Identität des leistenden Unternehmers an-
zugeben und die Leistung so zu konkreti-
sieren, dass der auf die Leistung entfallen-
de Steuersatz und damit der zutreffende 
Steuerbetrag mit Sicherheit bestimmt wer-
den können. Zudem muss feststehen, ob 
der Leistungsempfänger ein Unternehmer 
ist und die Leistung für sein Unternehmen 
bezieht, wenn dies für die Ortsbestimmung 
erforderlich ist. Der Leistungsgegenstand 
muss für die Annahme eines Einzweck-Gut-
scheins zumindest im Hinblick auf die Gat-
tung des jeweiligen Leistungsgegenstands 
auf dem Gutschein angegeben sein. Der 
Gutschein soll vom Aussteller sichtbar als 
Einzweck-Gutschein gekennzeichnet wer-
den. Ein Einzweck-Gutschein ist auch dann 
gegeben, wenn ein Unternehmen mit zahl-
reichen Filialen Gutscheine zur Einlösung 
gegen alle im Sortiment und in allen deut-
schen Filialen befindlichen Artikel ausgibt, 
sofern der Steuerbetrag bestimmt werden 
kann. 

Beispiel: 
Der Gutschein einer Parfümeriekette über 
20 Euro zum Erwerb eines Parfümartikels 
ist in einer beliebigen Filiale in Deutsch-
land einlösbar. Wäre der Gutschein auch in 
Filialen außerhalb Deutschlands einlösbar, 
würde die gesetzlich geschuldete Umsatz-

steuer hingegen noch nicht feststehen, so 
dass ein Mehrzweck-Gutschein gegeben 
wäre. Gleiches würde gelten, wenn z.B. ein 
Kaufhaus einen Gutschein ausgibt, der 
sowohl in der Hausgeräte- als auch in der 
Lebensmittelabteilung eingelöst werden 
kann. Der Steuerbetrag (Steuersatz) steht 
hier nicht fest mit der Folge, dass ein Mehr-
zweck-Gutschein vorliegt.

Sollte ein Einzweck-Gutschein vom Gut-
scheininhaber nicht innerhalb der Gültig-
keitsdauer eingelöst werden und somit 
verfallen, ergeben sich hieraus allein kei-
ne weiteren umsatzsteuerlichen Folgen, 
da die ursprüngliche Leistung bereits bei 
Übertragung bzw. Ausgabe des Gutscheins 
als erbracht gilt und demzufolge in diesem 
Zeitpunkt zu versteuern ist. 

Mehrzweck-Gutscheine
Ein Mehrzweck-Gutschein liegt dann vor, 
wenn zum Zeitpunkt der Übertragung bzw. 
Ausgabe des Gutscheins der Ort der Leis-
tung und/oder der leistende Unternehmer 
und/oder der Leistungsgegenstand noch 
nicht endgültig feststehen und daher die 
geschuldete Umsatzsteuer nicht bestimm-
bar ist. Es handelt sich insbesondere auch 
dann um einen Mehrzweck-Gutschein, 
wenn sich der Gutschein gegen Leistungen 
eintauschen lässt, die entweder dem er-
mäßigten oder dem Regelsteuersatz unter-
liegen können. In diesen Fällen lässt sich 
die geschuldete Umsatzsteuer zum Zeit-
punkt der Gutscheinübertragung oder Aus-
gabe noch nicht abschließend bestimmen. 
Der Gutschein soll vom Aussteller sichtbar 
als Mehrzweck-Gutschein gekennzeichnet 
werden. 

Sollte ein Mehrzweck-Gutschein vom 
Gutscheininhaber nicht innerhalb der 
Gültigkeitsdauer eingelöst werden und 
somit verfallen, ergeben sich hieraus kei-
ne umsatzsteuerlichen Konsequenzen, 
da bei einem Mehrzweck-Gutschein die 
tatsächliche Leistungserbringung durch 
den leistenden Unternehmer erst in dem 
Zeitpunkt erfolgt, in dem der Gutschein 
eingelöst wird. Die Nichteinlösung des 
Gutscheins hat allerdings Auswirkung auf 
die Bemessungsgrundlage einer Vermitt-
lungsleistung von Gutscheinportalen. Wird 
ein Mehrzweck-Gutschein zurückgegeben 
und erhält der Kunde ausnahmsweise den 
Gutscheinwert zurückerstattet, so ergeben 
sich hieraus keine umsatzsteuerlichen 
Auswirkungen, da lediglich ein Rücktausch 
von Zahlungsmitteln erfolgt.

Sonderfall Gastronomie
Bei gastronomischen Betrieben gilt bezüg-
lich der Gutscheine, die vom 1.7.2020 bis 
30.6.2021 ausgegeben werden: Da der in 
diesem Zeitraum anzuwendende Steuer-
satz wegen der unterschiedlichen Besteu-
erung von Speisen und Getränken nicht 
eindeutig bestimmbar ist, handelt es sich 
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bei in diesem Zeitraum ausgegebenen Gut-
scheinen für Restaurations- und Verpfle-
gungsdienstleistungen grundsätzlich um 
Mehrzweck-Gutscheine. Folge: Die Versteu-
erung im Zeitpunkt der tatsächlichen Leis-
tungserbringung erfolgt zum dann gültigen 
Steuersatz. 

In der Zeit vom 1.7.2020 bis 30.6.2021 
ausgegebene Gutscheine für Restau-
rationsleistungen können nur dann als 
Einzweck-Gutscheine behandelt werden, 
wenn die Gutscheine auf den Bezug von 
Speisen oder den Bezug von Getränken 
explizit beschränkt werden. Gutscheine für 
Restaurant- und Verpflegungsdienstleis-
tungen einschließlich Getränke gelten erst 
wieder dann generell als Einzweck-Gut-
scheine, wenn sie für den Zeitraum ab dem 
1.7.2021 ausgestellt werden.

Praxistipp:
Die Anweisung der Finanzverwaltung 
enthält auch zahlreiche Beispiele 
zur steuerlichen Einordnung von 
Gutscheinen in Vertriebsketten und 
Filialbetrieben. Bitte kontaktieren Sie 
uns im Zweifelsfall frühzeitig, damit 
wir die steuerliche Behandlung eines 
Gutscheins klären können.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer
Häusliches Arbeitszimmer: Pauschale 
für das Homeoffice eingeführt

Viele Steuerbürger üben ihre berufliche 
oder betriebliche Tätigkeit gerade in Co-
ronazeiten von zuhause aus (Tätigkeit im 
„Homeoffice“). Nach bisherigem Recht 
werden Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer nur dann als Werbungskos-
ten oder Betriebsausgaben steuerlich an-
erkannt, wenn insoweit ein eigenständiger 
Raum in der Wohnung vorhanden ist und 
dieser ausschließlich oder fast ausschließ-
lich für berufliche oder betriebliche Zwe-
cke genutzt wird. Doch auch denjenigen, 
die keinen abgetrennten Raum haben, 
entstehen durch ihre Tätigkeit am häusli-
chen Arbeitsplatz etwa Aufwendungen für 
Heizung, Strom oder Wasser. 

Nun gilt: Im Zeitraum vom 1.1.2020 bis 
31.12.2021 können Steuerzahler, die zuhau-
se arbeiten und deren Arbeitsplatz nicht 
die steuerlichen Voraussetzungen für ein 
Arbeitszimmer erfüllt, einen Pauschalbe-
trag von 5 Euro pro Tag als Werbungskosten 
geltend machen. Maximal sind 600 Euro im 
Jahr absetzbar. Dies ergibt sich aus einer 
Änderung des § 4 Abs. 5 EStG durch das 
Jahressteuergesetz 2020.
Der Pauschalbetrag für die Nutzung des 
Arbeitsplatzes in der Wohnung wird nur 
für die Kalendertage gewährt, an denen 
die berufliche (oder betriebliche) Tätig-

keit ausschließlich in der Wohnung aus-
geübt und keine andere Betätigungsstätte 
aufgesucht wird. Fahren Sie an einem Tag 
zusätzlich zu Ihrer ersten Tätigkeitsstät-
te, kann die Tagespauschale von 5 Euro 
nicht abgezogen werden, sondern nur die 
Fahrtkosten mit der Entfernungspauschale. 
Falls die Fahrt im Rahmen einer Auswärt-
stätigkeit erfolgt, sind die Fahrtkosten mit 
der Dienstreisepauschale abziehbar. Ein 
Nebeneinander von Pauschalbetrag und 
Fahrtkosten ist nicht zulässig. Insgesamt 
ist der Abzug der Tagespauschale für einen 
häuslichen Arbeitsplatz - wie erwähnt - auf 
einen Höchstbetrag von 600 Euro im Jahr 
begrenzt. 

Die Regelung soll einfach anwendbar 
sein. Daher sieht die neue Regelung keine 
Einschränkung für den Fall vor, dass bei 
gemeinsam Nutzungsberechtigten einer 
Wohnung auch ein Mitbewohner eigene 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer (1.250 Euro) oder die Tagespau-
schale für einen häuslichen Arbeitsplatz (5 
Euro) abzieht.

Praxistipp:
Bei aller Freude über die Neurege-
lung ist zu berücksichtigen, dass 
sich die Kosten bei Arbeitnehmern 
nur auswirken, soweit der Arbeitneh-
mer-Pauschbetrag in Höhe von 1.000 
Euro überschritten wird.

Steuerfreiheit, Pauschalversteuerung: 
Einschränkung bei  
Gehaltsumwandlungen

Arbeitgeber haben die Möglichkeit, ihren 
Mitarbeitern bestimmte Leistungen steu-
erfrei oder steuerbegünstigt zu gewähren. 
Oftmals sind die Steuerfreiheit oder eine 
Pauschalversteuerung aber nur dann zu-
lässig, wenn die Leistungen „zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ 
gewährt werden. Mit diesem Zusätzlich-
keitserfordernis will der Gesetzgeber ver-
hindern, dass regulär besteuerter Arbeits-
lohn in einen steuerbegünstigten Zuschuss 
umgewandelt wird. 

Rückwirkend zum 1.1.2020 wird gesetzlich 
geregelt, dass nur echte Zusatzleistungen 
des Arbeitgebers steuerbegünstigt sind. 
Konkret: Leistungen des Arbeitgebers oder 
auf seine Veranlassung eines Dritten (Sach-
bezüge oder Zuschüsse) für eine Beschäfti-
gung werden nur dann „zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn“ erbracht, 
wenn die Leistung nicht auf den Anspruch 
auf Arbeitslohn angerechnet, der Anspruch 
auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leis-
tung herabgesetzt, die verwendungs- oder 
zweckgebundene Leistung nicht anstelle 
einer bereits vereinbarten künftigen Er-
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höhung des Arbeitslohns gewährt und bei 
Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht 
erhöht wird.

Praxistipp:
Eine Leistung des Arbeitgebers kann 
aber auch dann „zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ 
erbracht werden, wenn diese ihre 
Grundlage in einer arbeitsvertragli-
chen oder einer anderen arbeits- oder 
dienstrechtlichen Regelung hat. Da-
mit können nicht nur einzelvertraglich, 
sondern auch durch Betriebsver-
einbarung, Tarifvertrag oder Besol-
dungsgesetz zusätzliche Leistungen 
des Arbeitgebers festgelegt werden 
(Neuregelung des § 8 Abs. 4 EStG 
durch das Jahressteuergesetz 2020)

Arbeitgeberleistungen: Steuerfreiheit 
für Corona-Bonus verlängert 

Arbeitgeber durften ihren Arbeitnehmern 
einen so genannten Corona-Bonus von bis 
zu 1.500 Euro steuerfrei zahlen, und zwar 
nach bisherigem Recht in der Zeit vom 1. 
März bis zum 31. Dezember 2020 (§ 3 Nr. 11a 
EStG).  Voraussetzung für die Steuerfreiheit 
ist, dass der Bonus zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn geleistet wird. 
Soeben ist die Steuerbefreiung von Coro-
na-Sonderzahlungen bis zum 30. Juni 2021 
verlängert worden (§ 3 Nr. 11a EStG, geän-
dert durch das Jahressteuergesetz 2020).

Praxistipp:
Die Verlängerung gilt nur für die 
Zahlungsfrist, nicht aber für eine 
wiederholte Gewährung der Steuer-
freiheit im Jahre 2021. Der Steuerfrei-
betrag von maximal 1.500 Euro bleibt 
also unverändert.

aufzusplitten in einer entgeltlichen und 
einen unentgeltlichen Teil, wobei Letzterer 
steuerlich verloren ist. 

Kurzarbeitergeld: Arbeitgeberzuschüsse 
weiterhin steuerfrei

Anlässlich der Corona-Krise wurden die 
Vorschriften rund um den Bezug von Kurz-
arbeitergeld mehrfach geändert. Auch gibt 
es Sonderregelungen zur steuerlichen Be-
handlung der Arbeitgeberzuschüsse zum 
Kurzarbeitergeld und zum Saison-Kurzar-
beitergeld. Diese sind steuerfrei gestellt, 
soweit sie zusammen mit dem Kurzar-
beitergeld 80 Prozent des Unterschieds-
betrages zwischen dem Soll-Entgelt und 
dem Ist-Entgelt nicht übersteigen. Diese 
Regelung zur Steuerfreiheit war zunächst 
befristet vom 1.3.2020 bis zum 31.12.2020, 
ist nun aber bis zum 31.12.2021 verlängert 
worden (§ 3 Nr. 28a EStG in der Fassung des 
Jahressteuergesetzes 2020).
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Praxistipp:
Die Aufstockungsbeträge unterlie-
gen - wie das Kurzarbeitergeld - dem 
so genannten Progressionsvorbehalt, 
erhöhen also den Steuersatz, auch 
wenn sie „steuerfrei“ sind. Personen, 
die mehr als 410 Euro Kurzarbeiter-
geld im Kalenderjahr beziehen, sind 
zur Abgabe einer Steuererklärung 
verpflichtet.

Outplacement-Beratungen: Kostenüber-
nahme des Arbeitgebers ist steuerfrei

Seit dem 1.1.2019 sind bestimmte Wei-
terbildungsleistungen des Arbeitgebers 
steuerbefreit. Geregelt ist dies in § 3  
Nr. 19 des Einkommensteuergesetzes. Be-
günstigt sind Weiterbildungen etwa dann, 
wenn sie der Verbesserung der Beschäfti-
gungsfähigkeit des Arbeitnehmers dienen, 
z.B. Sprachkurse oder Computerkurse, ob-
wohl diese nicht unmittelbar arbeitsplatz-
bezogen sind. Die Leistungen dürfen aber 
keinen überwiegenden Belohnungscharak-
ter haben. 

Nun sind auch Beratungsleistungen des 
Arbeitgebers (oder auf seine Veranlassung 
von einem Dritten) zur beruflichen Neuo-
rientierung für ausscheidende Arbeitneh-
mer steuerfrei. § 3 Nr. 19 EStG wurde durch 
das Jahressteuergesetz 2020 insofern er-
weitert. Begünstigt sind mithin Leistungen, 
die auch als Outplacement- oder Newpla-
cement-Beratung bezeichnet werden.

Kapitalanleger

Freistellungsaufträge: Überprüfen Sie 
die Höhe der erteilten Aufträge

Wer seiner Bank einen Freistellungsauftrag 
erteilt, verhindert, dass diese insoweit die 
Abgeltungsteuer auf die Kapitalerträge 
einbehält. Der Freistellungshöchstbetrag 
beträgt für Alleinstehende 801 Euro und 
für Verheiratete 1.602 Euro. Diesen Betrag 
können Sie auf mehrere Bankinstitute 
aufteilen und dementsprechend mehrere 
Freistellungsaufträge erteilen. Zum Jah-
resbeginn sollten Sie Ihre Freistellungs-
aufträge überprüfen und gegebenenfalls 
anpassen. Falls Unklarheiten bestehen, 

erteilen Sie jedem in Betracht kommenden 
Institut einen neuen Freistellungsauftrag. 
Achten Sie bei der Änderung von Freistel-
lungsaufträgen darauf, dass der Freistel-
lungshöchstbetrag insgesamt nicht über-
schritten wird, denn sonst müssen Sie mit 
unangenehmen Fragen des Finanzamtes 
rechnen.

Immobilienbesitzer
Verbilligte Vermietung: Einführung einer 
neuen 50-Prozent-Grenze

Wer eine Wohnung verbilligt überlässt, 
kann seine Werbungskosten auch dann 
voll abziehen, wenn die Miete mindestens 
66 Prozent der ortsüblichen Miete beträgt. 
Liegt die Miete darunter, sind die Kosten 
aufzusplitten in einen entgeltlichen und 
einen unentgeltlichen Teil, wobei Letz-
terer steuerlich verloren ist. Ab 2021 wird 
es eine Verbesserung bei der verbilligten 
Vermietung geben: Danach werden auch 
50 Prozent der ortsüblichen Miete ausrei-
chen, um einen vollen Werbungskosten-
abzug zu erhalten. Aber: Beträgt die Miete 
mindestens 50 Prozent, jedoch weniger als 
66 Prozent der ortsüblichen Miete, ist eine 
so genannte Totalüberschussprognose zu 
erstellen. Das heißt, der Vermieter muss 
nachweisen, dass er zumindest über einen 
längeren Zeitraum betrachtet einen Über-
schuss aus der Vermietung erzielt.

Alle Steuerzahler

Handwerkerleistungen: Arbeiten in der 
Werkstatt nicht begünstigt

Aufwendungen für Handwerkerleistungen 
in der selbst genutzten Wohnung sind di-
rekt von der Steuerschuld abziehbar, und 
zwar mit 20 Prozent, höchstens 1.200 Euro 
im Jahr (§ 35a Abs. 3 EStG). Bereits seit eini-
ger Zeit beschäftigt die Finanzgerichte die 
Frage, inwieweit auch Arbeiten begünstigt 
sind, die in der Werkstatt des Handwerks-
betriebes ausgeführt werden. 

So hatte das Finanzgericht München den 
Austausch einer renovierungsbedürftigen 
Haustür, die in der Schreinerwerkstatt her-
gestellt, zum Haushalt geliefert und dort 
montiert wurde, insgesamt als begüns-
tigte Renovierungsmaßnahme anerkannt. 
Das FG Rheinland-Pfalz hatte hingegen 
entschieden, dass das Beziehen von Pols-
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termöbeln in einer nahe gelegenen Werk-
statt des Handwerkers nicht „im Haushalt“ 
des Steuerpflichtigen erfolgt, so dass die 
Kosten dafür nicht gemäß § 35a EStG be-
günstigt sind. Das FG Berlin-Brandenburg 
und das FG des Landes Sachsen-Anhalt 
haben die Auffassung der Münchner Kol-
legen aus 2015 bestätigt und einen Abzug 
des Lohnanteils zugelassen. Im Fall des FG 
Berlin-Brandenburg ging es um die Repa-
ratur des Hoftores in der Werkstatt eines 
Schreiners, im Fall des FG Sachsen-Anhalt 
um die Anfertigung, Verzinkung, Lieferung 
und Montage einer Tür.

Doch jüngst hat der Bundesfinanzhof leider 
eine ablehnende Haltung eingenommen: 
Handwerkerleistungen für Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnah-
men sind nur begünstigt, wenn sie in un-
mittelbarem räumlichem Zusammenhang 
zum Haushalt durchgeführt würden. In 
der Werkstatt des Handwerkers erbrachte 
Leistungen würden zwar für den Haushalt, 
aber nicht im Haushalt des Steuerpflich-
tigen erbracht werden. Die Arbeitskosten 
des Handwerkers sind daher gegebenen-
falls im Wege der Schätzung in einen nicht 
begünstigten „Werkstattlohn“ und in einen 
begünstigten „vor Ort Lohn“ aufzuteilen 
(BFH-Urteil vom 13.5.2020, VI R 4/18).

 Alleinerziehende: Höherer 
Entlastungsbetrag auch nach 2021 

Alleinerziehende haben Anspruch auf ei-
nen steuerlichen Entlastungsbetrag, wenn 
zu ihrem Haushalt mindestens ein Kind 
gehört, für das sie Kindergeld oder den 
steuerlichen Kinderfreibetrag erhalten, 
und ansonsten im Haushalt keine andere 
erwachsene Person lebt. Seit 2015 beträgt 
der Entlastungsbetrag 1.908 Euro zuzüglich 
eines Erhöhungsbetrages von 240 Euro für 
das zweite und jedes weitere Kind (§ 24b 
EStG). 

Für die Jahre 2020 und 2021 ist der Entlas-
tungsbetrag von 1.908 Euro auf 4.008 Euro 
angehoben und damit mehr als verdoppelt 
worden. Der Erhöhungsbetrag von 240 Euro 
bleibt unverändert. Nunmehr wird die Be-
fristung aufgehoben, so dass der höhere 
Entlastungsbetrag auch ab 2022 fortgilt (§ 
24b EStG, geändert durch das „Jahressteu-
ergesetz 2020“).
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